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Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA)
 Errichtet am 01.01.2004 durch das 

Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG) vom 14.11.2003
 Aufgaben seiner Vorgängerorganisationen 

(Bundesausschüsse der Ärzte/ Zahnärzte und 
Krankenkassen, der Ausschuss Krankenhaus sowie der 
Koordinierungsausschuss)

 Beginn der dritten Amtsperiode des G-BA am 01.07.2012
 § 136 SGB V: Richtlinien des Gemeinsamen 

Bundesausschusses zur Qualitätssicherung
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SGB V: Neunter Abschnitt, Sicherung der 
Qualität der Leistungserbringung
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 „Die bisher vom Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen durchgeführten 
Aufgaben werden nunmehr von dem Gemeinsamen Bundesausschuss 
wahrgenommen. Daher wird diesem auch die Aufgabe übertragen, die 
Anforderungen an die Qualitätssicherung festzulegen. Dies ermöglicht gleichzeitig, 
dass die Vorgaben für die Qualitätssicherung im ambulanten und stationären 
Bereich möglichst einheitlich auch unter Berücksichtigung 
sektorenübergreifender Aspekte gestaltet werden können. Folgerichtig wird dem 
Gemeinsamen Bundesausschuss auch die neue Aufgabe übertragen, die 
Anforderungen an das einrichtungsinterne Qualitätsmanagement in Richtlinien 
festzulegen.“ (Zu Nummer 102 (§ 136a) Zu Buchstabe a) 

 „Dem Gemeinsamen Bundesausschuss wird zukünftig die Aufgabe übertragen, für 
die Vertragsärzte und Krankenhäuser alle erforderlichen Qualitätsanforderungen 
festzulegen. Vor diesem Hintergrund ist es zur Vermeidung von Doppelstrukturen 
folgerichtig, diesem auch Aufgaben zu übertragen, wonach der Qualitäts- und 
Weiterentwicklungsbedarf ermittelt und benannt wird. Dadurch, dass der 
Gemeinsame Bundesausschuss damit auch die übergeordneten Entscheidungen 
trifft und die Kenntnisse über den Stand der Qualitätssicherung bündelt, wird eine 
einheitliche Gestaltung der Qualitätssicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung erleichtert.“ (Zu Nummer 105 (§ 137b))
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GMG – Aus der Begründung des Gesetzentwurfes

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/15/015/1501525.pdf
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Die Trägerorganisationen des G-BA

GKV-Spitzenverband (GKV-SV)
www.gkv-spitzenverband.de
Deutsche Krankenhausgesellschaft e.V. (DKG)
www.dkgev.de
Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV)
www.kbv.de
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV)
www.kzbv.de

https://www.g-ba.de/institution/erklaerfilm/
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 Selbstverwaltung der Ärzte, 
Zahnärzte, Psychotherapeuten, 
Krankenhäuser und 
Krankenkassen in Deutschland

 Bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog GKV für 
mehr als 70 Millionen Versicherte 

 Festlegung, welche Leistungen 
der medizinischen Versorgung 
von der GKV erstattet werden

 Beschluss von Maßnahmen der 
Qualitätssicherung für den 
ambulanten und stationären 
Bereich des Gesundheitswesens
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G-BA: Oberstes Beschlussgremium der 
gemeinsamen Selbstverwaltung

https://www.g-ba.de/
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Der Gemeinsame Bundesausschuss im Überblick

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-2436/AufbauVorsitz_20-07-2016_deutsch.pdf
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Sitzverteilung und
Struktur des G-BA

https://www.g-ba.de/downloads/17-
98-3646/2014-01-27_GBA_OR-
Sitzverteilung-Struktur.pdf

Plenum ist mit 13 stimmberechtigten 
Mitgliedern besetzt ist.

https://www.g-
ba.de/institution/presse/fotos/unparteiische/
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G-BA: Entwicklung der Beschlusszahlen,  
Anzahl Beschlüsse im Plenum nach Jahren

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-4345/2017-07-25_G-BA_Geschaeftsbericht_bf.pdf https://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/
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http://www.socium.uni-bremen.de/uploads/Veranstaltungen/GPK/141210_GPK_Perleth.pdf
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KHSG-(VSG) Selbstverwaltungsthemen auf 
Bundes- und Landesebene 

1. DRG-System: Erhöhung der Repräsentativität der Kalkulationsgrundlage 
2. DRG-System: Abbau bestehender Übervergütungen bei Sachkosten 
3. DRG-System: Absenkung und Abstufung von Bewertungsrelationen für Leistungen mit „wirtschaftlich begründeten Fallzahlsteigerungen“
4. Ambulante Versorgung: Streichung Investitionskostenabschlag 
5. Terminservicestellen 
6. Fixkostendegressionsabschlag: Katalog nicht mengenanfälliger Leistungen und Einzelheiten zur Umsetzung 
7. Fixkostendegressionsabschlag: Höhe
8. Entlassmanagement   Einigung auf/durch Anpassung des Gesetzes mit anschließendem Vertragsschluss
9. Strukturfonds 
10. Pflegestellenförderprogramm 
11. Schließungsförderung durch Krankenkassen 
12. Verlängerung des Hygieneförderprogramms 
13. Weiterentwicklung des Orientierungswerts 
14. Annäherung der Landesbasisfallwerte an die Korridorgrenzen 
15. Sicherstellungszuschlag
16. Pflegezuschlag
17. Zuschlag für besondere Aufgaben von Zentren  Festgesetzte Vereinbarung (Bundesschiedsamt)  Klage seitens GKV-SV ohne aufschiebende 

Wirkung; 19.09.2017 von GKV/PKV-Seite gekündigt
18. Zuschlag für Mehrkosten durch Richtlinien des G-BA
19. Planungsrelevante Qualitätsindikatoren 
20. Qualitätszu- und -abschläge 
21. Qualitätsverträge 
22. Qualitätskontrollen des MDK 
23./24. Ambulante Notfallversorgung (Kooperation, Vergütung)
25. Klinische Sektionen 
26. Tarifausgleichsrate
27. Indikatoren zur Bewertung der Hygienequalität 
28. Hochschulambulanzen 
29. Zweitmeinungsverfahren 
30. Zu- und Abschläge für die stationäre Notfallversorgung   Fristverlängerung bis 31.12.2017
31. Mindestmengen
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Agenda
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Zeitleiste der für den G-BA prägenden Gesetze

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-3398/2017-06-28_Zeitleiste.pdf
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Krankenhäuser mit dem Fokus auf eine 
qualitativ hochwertige Patientenbehandlung

Zukunft

Krankenhausversorgung
(stationär/ambulant)

Qualität

Hygiene

IT-Sicherheit

Krankenhausfinanzierung
Krankenhausförderung

Krankenversicherung
(-sbeiträge)

Ambulantisierung

Personalverfügbarkeit

Work-Life-Balance

Regelungskompetenzen
Sektorentrennung

Demografie

Sicherheit

Qualifikation

Entlassmanagement

Versorgungsauftrag

Daseinsvorsorge

PatientInnen

Personalanhaltszahlen



© KGNW 201802.03.2018 BBDK, 34. Frühjahrskolloquium, Was machen G-BA & Co mit unserem Versorgungsauftrag? 
| Die Versorgungsvorgaben des G-BA aus Sicht der Krankenhäuser | M. Blum

17

Krankenhausplanungsrecht

1. Grober Rahmen 
über Bundes-
rechtliche Vorgaben 
(KHG)

2. Krankenhausplan 
(Rahmenvorgaben)u
und Feststellungs-
bescheid mit 
Außenwirkung

 Versorgungs-
auftrag



© KGNW 201802.03.2018 BBDK, 34. Frühjahrskolloquium, Was machen G-BA & Co mit unserem Versorgungsauftrag? 
| Die Versorgungsvorgaben des G-BA aus Sicht der Krankenhäuser | M. Blum

18

Landesbehörde

(…) Der Versorgungsauftrag, der durch den 
Krankenhausplan erteilt wird, ist grundsätzlich 
nicht auf einzelne Leistungen beschränkt sondern 
umfassend, es sei denn eine Einschränkung ist 
rechtlich geboten (z.B. Mindestmenge) oder unter 
Gewährleistung der regionalen Versorgung der 
Krankenhäuser verbindlich vereinbart. Es 
widerspricht den Zielen der flächendeckenden 
Versorgung, wenn sich Krankenhausträger 
Teilaufgaben aus dem Versorgungsauftrag 
herausnehmen und nur diese anbieten. Es kann 
allerdings gerade unter Qualitätsaspekten 
notwendig sein, den Versorgungsauftrag zu 
begrenzen. Dies ist mit der Planungsbehörde 
abzustimmen und justiziabel im Krankenhausplan 
(Einzelfeststellungsbescheid) zu verankern. (S. 50) 
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Planungsrelevante Qualitätsindikatoren 

 Quartalsweise Datenlieferung
 Datenqualität und 

Datenvalidierung
 Stellungnahmeverfahren und 

Qualitätsbewertung
 Übermittlung der Daten an die 

für die Krankenhausplanung 
zuständigen Landesbehörden 
sowie an die Landesverbände 
der Krankenkasse und die 
Ersatzkassen

 Veröffentlichung
KGNW-Rundschreiben Nr. 564/2016 vom 23.12.2016 
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Pressemitteilung
 Qualitätsindikatoren für die Krankenhausplanung: IQTIG mit Konzept für Neu- und 

Weiterentwicklung beauftragt 
 Berlin, 18. Mai 2017– Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat die Neu- und 

Weiterentwicklung von zusätzlichen Qualitätsindikatoren für die Krankenhausplanung auf den Weg 
gebracht. Das Institut für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) wurde 
am Donnerstag in Berlin beauftragt, für den G-BA die entsprechenden konzeptionellen Grundlagen 
zu erarbeiten. Dabei soll das IQTIG prüfen, ob sich aus den vorhandenen Richtlinien des G-BA zur 
Strukturqualität sowie aus den Mindestmengenregelungen planungsrelevante Qualitätsindikatoren 
ableiten lassen. Konkrete Umsetzungsvorschläge sollen, soweit methodisch möglich, für die 
Mindestmengenregelungen für Leber- und Nierentransplantation vorgelegt werden. Das IQTIG ist 
beauftragt, seinen wissenschaftlichen Abschlussbericht bis April 2018 vorzulegen.

 „Der Gesetzgeber hat als Ausgangsbasis für die neuen planungsrelevanten Qualitätsindikatoren die 
Indikatoren der externen stationären Qualitätssicherung vorgegeben. Diese sind für die Zwecke der 
Krankenhausplanung nur sehr eingeschränkt geeignet,“ erläuterte Dr. Regina Klakow-Franck, 
unparteiisches Mitglied des G-BA und Vorsitzende des Unterausschusses Qualitätssicherung. 
„Unserer eigenen Ankündigung bei der Erstfassung der Richtlinie über die planungsrelevanten 
Indikatoren entsprechend haben wir deshalb nun eine Folgebeauftragung des IQTIG beschlossen. 
Die weiter zu entwickelnde Methodik soll eine differenziertere, über die Feststellung einer 
unzureichenden Qualität hinausgehende Qualitätsbeurteilung ermöglichen. Zudem muss 
beantwortet werden, welche Anforderungen an diese Indikatoren zu stellen sind, damit sie in der 
Zusammenschau die Bewertung der Versorgungsqualität einer Fachabteilung ermöglichen.“
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2. Stufe der Plan-QI – Abschlussbericht: April 2018

https://www.g-ba.de/institution/themenschwerpunkte/qualitaetssicherung/einrichtungsintern/qualitaetsvorgaben/
https://www.g-ba.de/institution/themenschwerpunkte/qualitaetssicherung/einrichtungsintern/mindestmengenregelungen/
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Exkurs: Änderung des Krankenhaus-
gestaltungsgesetzes NRW (KHGG NRW)

§ 13 KHGG NRW: Rahmenvorgaben
 „Die Empfehlungen des Gemeinsamen 

Bundesausschusses zu den planungsrelevanten 
Qualitätsindikatoren gemäß § 136c Absatz 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch werden erst nach Maßgabe des 
Abschnitts II Bestandteil des Krankenhausplans.“

 Abwendung einer automatischen Übernahme der 
Empfehlungen des G-BA zu den planungsrelevanten 
Qualitätsindikatoren in die Landeskrankenhausplanung

 Zunächst ist der Landesausschuss für 
Krankenhausplanung zu beteiligen und der zuständige 
Landtagsausschusses anzuhören 

u. a. KGNW-Rundschreiben Nr. 490/2016 vom 29.11.2016
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§ 136c Abs. 4 SGB V:
„(4) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt bis zum 31. Dezember 2016 2017 ein gestuftes System 

von Notfallstrukturen in Krankenhäusern, einschließlich einer Stufe für die Nichtteilnahme an der 
Notfallversorgung. Hierbei sind für jede Stufe der Notfallversorgung insbesondere Mindestvorgaben 
zur Art und Anzahl von Fachabteilungen, zur Anzahl und Qualifikation des vorzuhaltenden 
Fachpersonals sowie zum zeitlichen Umfang der Bereitstellung von Notfallleistungen differenziert 
festzulegen. Der Gemeinsame Bundesausschuss berücksichtigt bei diesen Festlegungen 
planungsrelevante Qualitätsindikatoren nach Absatz 1 Satz 1, soweit diese für die 
Notfallversorgung von Bedeutung sind. Den betroffenen medizinischen Fachgesellschaften ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind bei der Beschlussfassung zu 
berücksichtigen. Der Gemeinsame Bundesausschuss führt vor Beschlussfassung eine 
Folgenabschätzung durch und berücksichtigt deren Ergebnisse.“ (Äderungen durch PsychVVG)

 Fristverlängerung bis 31.12.2017

§ 9 Abs. 1a Nr. 5 KHEntgG:
„(1a) Die Vertragsparteien auf Bundesebene vereinbaren auf der Grundlage von Absatz 1 Nummer 3 (…)
5. bis zum 30. Juni 2018 die Höhe und die nähere Ausgestaltung der Zu- und Abschläge für eine 

Teilnahme oder Nichtteilnahme von Krankenhäusern an der Notfallversorgung, wobei bei der 
Ermittlung der Höhe der Zu- und Abschläge eine Unterstützung durch das Institut für das 
Entgeltsystem im Krankenhaus vorzusehen ist; die Zu- und Abschläge müssen sich auf das 
Stufensystem zu den Mindestvoraussetzungen für eine Teilnahme an der Notfallversorgung beziehen, 
das gemäß § 136c Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss zu entwickeln ist;(…)“
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Zu- und Abschläge für die stationäre 
Notfallversorgung 
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Zu- und Abschläge für die stationäre 
Notfallversorgung 
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G-BA: Beispiel: Qualitätssicherungs-Richtlinie 
Früh- und Reifgeborene – QFR-RL
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….

Abstimmungen im G-BA
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Historie der QFR-RL

https://www.g-ba.de/
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 Zeitraum: März bis Mai 2016 
 Rücklaufquote: 
 62 % aller Perinatalzentren Level 1 und Level 2 in 

Deutschland
 88% aller Weiterbildungsstätten für die pädiatrische 

Intensivpflege
Kernaussagen des Gutachtens:
 39% der Level-1-Zentren und 73% der Level-2-Zentren 

erreichen ab dem 01.01.2017 die in der QFR-RL geforderten 
Personalschlüssel

 93% aller Perinatalzentren erreichen unter Berücksichtigung 
der Stichtagsregelung die Fachweiterbildungsquote

 71% der Level-1-Zentren und 32% der Level-2-Zentren haben 
Stellenbesetzungsprobleme
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QFR-RL: DKI-Gutachten 2016 „2. Perinatal-
befragung zur pflegerischen Strukturqualität“
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 Personalkosten in der neonatologischen Intensivpflege 
sind bundesweit um 18% von 294,6 Mio. Euro (2013) auf 
349,1 Mio. Euro (2015) gestiegen

 Vollumfängliche Erfüllung der Vorgaben der QFR-RL 
erfordert Mehrbedarf*
 Personell: bis zu 1.750 Vollkräften (+ 28%) und 
 Finanziell: bis zu 95 Mio. Euro (+ 27%)

 Stellenzuwachs an Vollkräften in der neonatologischen
Intensivpflege seit 2013: 490 Vollkräfte oder 8%

 2016 wurden insgesamt etwa 700 Weiterbildungsplätze 
vorgehalten, wovon 500 Plätze besetzt waren (71%)
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QFR-RL: DKI-Gutachten 2016 „2. Perinatal-
befragung zur pflegerischen Strukturqualität“

02.03.2018 BBDK, 34. Frühjahrskolloquium, Was machen G-BA & Co mit unserem Versorgungsauftrag? 
| Die Versorgungsvorgaben des G-BA aus Sicht der Krankenhäuser | M. Blum

*dies betrifft annähernd ausschließlich die Perinatalzentren Level 1 (weitere Mehrkosten: bis zu 30,9 Mio. Euro 
zur Freistellung im Rahmen einer Weiterbildung, bis zu 38,6 Mio. Euro zur Abdeckung von Belegungsspitzen)
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 1:1-Betreuung für intensivtherapiepflichtige Frühgeborene
 1:2-Betreuung für intensivüberwachungspflichtige Frühgeborene
 Fachweiterbildungsquote Pflegepersonal (40% Level 1; 30% Level 2)
 Dokumentierte Erfüllungsquote von mindestens 95% aller Schichten 

des vergangenen Kalenderjahres
 Neben der Schicht, in der die Abweichung vom 

Personalschlüssel eintritt, darf auch die folgende Schicht von 
den geforderten Personalschlüsseln abweichen

 Ab der dritten Schicht (oder zweiten, je nach Zählweise) ist die 
Richtlinie nicht erfüllt 

 Personalmanagementkonzept für den Fall ungeplanter 
Neuaufnahmen oder Personalausfälle muss vorliegen und von der  
pflegerischen Schichtleitung und dem verantwortlichen Stationsarzt 
unverzüglich veranlasst werden
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Weiterhin Anforderungen trotz detailliert 
nachgewiesener Nichterfüllbarkeit 
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 Verpflichtende Mitteilung der „Nicht-Erfüller“ an den G-
BA (Beschluss vom 16.02.2017, überwiegende Mehrheit 
der insgesamt 220 gelisteten Perinatalzentren)

 „Klärender“ (strukturierter) Dialog auf der Landesebene 
durch das Lenkungsgremium nach QSKH-RL unter 
Einbindung der Krankenkassen, der 
Landeskrankenhausgesellschaften sowie der zuständigen 
Landesbehörde 

 Kennzeichnung der „Nicht-Erfüller“ auf der lnternetseite
„perinatalzentren.org“
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QFR-RL: Übergangsfrist bis zum 31.12.2019
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 43 von 51 Perinatalzentren in NRW sind „Nichterfüller“
 Hohe Transparenz und Kooperationsbereitschaft der 

Perinatalzentren im klärenden Dialog
 Eingeleitete Maßnahmen umfangreich und kostenintensiv, 

aber vermutlich oftmals nicht bis zum 31.12.2019 ausreichend
 Zeitliche und räumliche Flexibilität der Mitarbeiter stößt an 

klare Grenzen
 Große Zentren haben die größten Probleme (diametral zur 

beabsichtigen Zentralisierung der Versorgung)

Exkurs: QFR-RL als „Blaupause“ für alle weiteren 
Personaldiskussionen
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QFR-RL: Aktueller Stand des klärenden 
Dialogs in NRW
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QFR-RL: Mehrkosten für drei 
Zuschlagsanteile je CMeff. 

(Schwellenwert von 60 % für die Umsetzung der 
Anforderungen, der für eine 
Zuschlagsfinanzierung überschritten werden 
muss (Erfüllungsquote))
 Zuschlagsanteil für den Zeitraum 

vom 05.11.2015 bis zum 
31.12.2016: 260 €

 Zuschlagsanteil Grundaufwand: 
60 €

 Zuschlagsanteil Intensivpflege: 
520 €
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KHSG zu Mehrkosten durch G-BA Vorgaben

Inkrafttreten zum 01.04.2017
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„Im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts hat 
der Gesetzgeber im Rahmen des Krankenhausstrukturgesetzes 
(KHSG) die Formulierung ‚in besonderem Maße‘ gestrichen …Ein 
vollbeweisender Kausalzusammenhang zwischen 
Leistungsmenge und Ergebnisqualität ist ausdrücklich nicht 
erforderlich. Es muss jedoch eine Studienlage bestehen, die auf 
einen wahrscheinlichen Zusammenhang zwischen Menge und 
Qualität hinweist. Krankenhäuser, die eine festgelegte 
Mindestmenge voraussichtlich nicht erreichen, dürfen die 
entsprechenden Leistungen nicht erbringen. Zukünftig muss der 
Krankenhausträger gegenüber den Krankenkassen jährlich 
darlegen, dass die erforderliche Mindestmenge im jeweils 
nächsten Kalenderjahr voraussichtlich erreicht wird, ansonsten 
besteht kein Vergütungsanspruch.“
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KHSG: Mindestmengenregelungen 
grundlegend überarbeitet 

https://www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/715/; PM des G-BA 17.11.2017

https://www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/715/
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 Lebertransplantation (20)
 Nierentransplantation (25)
 Komplexe Eingriffe am Organsystem Ösophagus (10)
 Komplexe Eingriffe am Organsystem Pankreas (10)
 Stammzelltransplantation (25)
 Kniegelenk-Totalendoprothese (50)
 Koronarchirurgische Eingriffe (Katalogaufnahme ohne 

konkrete Mindestmengenfestlegung)
 Früh-/Neugeborene mit einem Geburtsgewicht < 1.250 g (14)
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Mindestmengen
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 Weiterbildungsordnungen der Landesärztekammern

 G-BA-Methodenbewertung  

 Untersuchungs- und Behandlungsmethoden in der vertragsärztlichen 
Versorgung (§ 135 SGB V)

 Krankenhausplan NRW 2015 (Brustzentren)

 ASV nach § 116b SGB V

 Zertifizierungen der Fachgesellschaften

 Zukünftig im Kontext der qualitätsabhängigen Zu- und Abschläge und/oder der 
Qualitätsverträge

 Mindestmengenregelung des § 136b SGB V
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Übersicht zu Regelungen von Mindestmengen
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Änderung der Mindestmengenregelungen (zum 01.01.2018)

 Mindestmenge
o pro Standort (nicht mehr pro Krankenhaus)
o pro Arzt
o pro Arzt und Standort

 voraussichtliche Leistungsentwicklung (Prognose) gemäß 
o Leistungsmenge Vorjahr
o Leistungsmenge letzten zwei Quartale Vorjahr und den ersten zwei Quartalen 

aktuelles Jahr
o personelle und strukturelle Veränderungen

 (Neue) Fristen
o bis zum 15.07. ist die Prognose den Krankenkassen mitzuteilen
o bis zum 31.08. Prüfung und Entscheidung durch die Krankenkassen
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G-BA-Vorgaben zur Darlegung der Prognose
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 Reduktion der Ausnahmetatbestände auf:
 Erstmalige Erbringung oder erneute Erbringung nach einer mindestens 24-

monatigen Unterbrechung
 In den ersten 12 Monaten nachweislich mindestens 50 % der 

Mindestmenge, nur dann darf die „Testphase“ für ein weiteres Jahr 
fortgeführt werden

 Der Nachweis hoher Qualität sofern der G-BA für die entsprechende Leistung 
diesen Ausnahmetatbestand vorgesehen hat (noch nicht geregelt)

 Übergangsfrist von in der Regel 12 (maximal 24 Monaten) bei
 Festlegung neuer Mindestmengen
 Erhöhung bereits bestehender Mindestmengen
 Einführung des Arztbezuges bereits bestehender Mindestmengen
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Neue Ausnahme- und Übergangsregelungen

Weitergehende Informationen:

KGNW-Rundschreiben Nr. 524/2017 vom 13.12.2017 und Nr. 542/2017 vom 19.12.2017
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Mindestmengenregelung: Ausnahme für die 
Landeskrankenhausplanung

§ 136b SGB V: 
„(5) Die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde kann 
Leistungen aus dem Katalog nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 [einen 
Katalog planbarer Leistungen, bei denen die Qualität des Behandlungsergebnisses 
von der Menge der erbrachten Leistungen abhängig ist, sowie Mindestmengen für die 
jeweiligen Leistungen je Arzt oder Standort eines Krankenhauses oder je Arzt und 
Standort eines Krankenhauses und Ausnahmetatbestände,] bestimmen, bei 
denen die Anwendung des Absatzes 4 Satz 1 und 2 die Sicherstellung 
einer flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung gefährden 
könnte. Die Landesbehörde entscheidet auf Antrag des Krankenhauses 
für diese Leistungen über die Nichtanwendung des Absatzes 4 Satz 1 
und 2. [(4) Wenn die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erforderliche Mindestmenge 
bei planbaren Leistungen voraussichtlich nicht erreicht wird, dürfen entsprechende 
Leistungen nicht bewirkt werden. Einem Krankenhaus, das die Leistungen dennoch 
bewirkt, steht kein Vergütungsanspruch zu.]“
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(Abrechnungs-)Prüfungen

Übersicht – MDK im Krankenhaus

stationärambulant

Free-Style

nach
G-BA-
Check-
listen

Free-Style

„Fehlbelegung“

PrüfvV 2017

§ 275

„Kodierung“

Free-Style

„BSG“

Einzelfall Struktur

Kontrolle

§ 137 III,
§ 275a
SGB V

G-BA-RLBSG

2016?
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 in insgesamt fünf SGB V-Regelungen

o § 137 Abs. 3 

o § 275a

o § 276 Abs. 1

o § 277 Abs. 4a

o § 281 Abs. 1 und 1a

o mit insgesamt 7 Seiten Begründung (Seite 93 bis 99 der Gesetzesbegründung)

Änderungen/Ergänzungen im SGB V

 die abstrakte Rahmenvorgaben enthalten und

 den G-BA zur Konkretisierung ermächtigen (ohne Frist)
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Kontrollgegenstand/-ziel:

Einhaltung von G-BA-Qualitätsanforderungen sowie 
die Richtigkeit der Dokumentation für die 
einrichtungsübergreifende Qualitätssicherung

Gesetzliche Vorgaben (§ 137 Abs. 3 SGB V)
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Aktueller Umsetzungsstand

Erste Kontrollen
erst nach Inkrafttreten 

des Teil B
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Anlassbezogene Beauftragung von MDK-Qualitätskontrollen
 Voraussetzung für die Beauftragung einer MDK-Qualitätskontrolle: Vorliegen konkreter 

und belastbarer Anhaltspunkte, dass Qualitätsanforderungen gemäß QS-Richtlinien 
des G-BA nicht eingehalten oder gegen Dokumentationspflichten verstoßen werden.

 Anhaltspunkte können sich auch aus implausiblen Angaben in den Qualitätsberichten 
der Krankenhäuser ergeben.

Beauftragende Stellen
 G-BA, Qualitätssicherungsgremien auf Bundes- und Landesebene und die gesetzlichen 

Krankenkassen.
Qualitätskontrollen vor Ort im Krankenhaus oder als schriftliches Verfahren nach 
Aktenlage
 Kontrollen in der Regel vor Ort im Krankenhaus und nach Anmeldung
 Unangemeldete Kontrollen nur, wenn durch eine Anmeldung der Erfolg gefährdet 

würde
 schriftliches Verfahren nach Aktenlage nur, wenn ein Vor-Ort-Termin für den 

Kontrollauftrag nicht erforderlich ist.
Nach Nichtbeanstandung und Bekanntmachung im Bundesanzeiger tritt der Beschluss in 
weiten Teilen in Kraft.
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Erstfassung einer Richtlinie zu den Grundsätzen der 
Qualitätskontrollen des MDK in Krankenhäusern

https://www.g-ba.de/downloads/34-215-721/46_2017-12-21_MDK-RL_Erstfassung.pdf
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 § 275a SGB V bietet u.a. den Kassen eine weitere Prüf-/Kontrollgrundlage

Kassen/MDK-Prüfungspalette…

 Die Bedeutung der Dokumentation steigt
o nicht nur für die Abrechnung, sondern auch
o für den Erhalt des bestehenden Leistungsspektrums

Sachlich-
rechnerisches 

Prüfregime (BSG)

Wirtschaftlich -
keitsprüfung

nach § 106 SGB V

MDK-Prüfung 
§ 275 SGB V 

PrüfvV

MDK-Kontrolle
§ 275 a SGB V

Wirtschaftlich-
keitsgebot nach
§ 12 SGB V (BSG)

Anzapfwahl
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Behörden (Land: Bezirksregierung, 
Ministerium)  Feststellungsbescheid
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Versorgungsauftrag mit Einfluss von…

Krankenhaus-
planungsrecht

Land

Leistungser-
bringungsrecht

Bund

„Budgetrecht“

Regionale Planungskonzepte
(Krankenhaus,
Krankenkassenverbände)

Versorgungs-
auftrag 

(formell) 

Versorgungsauftrag 
(faktisch) 

Bundesministerium, Selbstverwaltung
(G-BA, InEK, IQTIG, …
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G-BA-Vorsitzender Prof. Josef Hecken:
 Bei den Mindestmengen 

„[werden] die Herzchirurgie und 
die Versorgung von Früh- und 
Reifgeborenen dabei sein […]“

 Es werde in den nächsten vier, 
fünf Jahren noch mehr Qualität 
und eine Strukturbereinigung in 
der Krankenhauslandschaft geben, 
die man benötige

 Zwar könnten die Länder neue 
strenge Vorgaben für Kliniken per 
Gesetz außer Kraft setzen. „Aber 
sie übernehmen damit ein hohes 
politisches Haftungsrisiko, denke 
man an mögliche Todesfälle oder 
Schädigungen von Patienten“.

Krankenkassenvertreter
 Mindestmengen sind ein guter Ansatz, 

aber nein, er reicht nicht“, sagt der Chef 
der Techniker Krankenkasse, Jens Baas. 
„Wir werden Geduld brauchen, denn es 
wird sicherlich Jahre dauern, bis wir 
wissen, ob wirklich Einrichtungen mit 
schlechter Qualität aus dem 
Krankenhausplan genommen werden“,

 „Es ist problematisch, dass die einzelnen 
Bundesländer von den auf Bundesebene 
festgelegten Qualitätsindikatoren 
abweichen können“, kritisierte Pfeiffer. 
Baas mahnt: „Wenn weder die Länder 
noch die Krankenhäuser ein Interesse 
daran haben, Kapazitäten abzubauen, 
sind wir vom Idealzustand noch weit 
entfernt.“ Die Kassen sollten an der 
Klinikplanung beteiligt werden.
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Gemeinsamer Bundesausschuss kündigt 
Ausweitung der Mindestmengen an

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/87262/Gemeinsamer-Bundesausschuss-kuendigt-Ausweitung-der-Mindestmengen-an; 28.12.2017

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/87262/Gemeinsamer-Bundesausschuss-kuendigt-Ausweitung-der-Mindestmengen-an
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G-BA im Koalitionsvertrag 2017-2021 

Länder sollen bei den Zulassungsausschüssen mitsprechen 
dürfen
Zu den Plänen der möglichen großen Koalition gehört auch, 
dass beispielsweise die Länder in Fragen der Versorgung 
gestärkt werden sollen. So sollen sie ein Mitspracherecht in 
den Zulassungsausschüssen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen (KVen) bekommen sowie mehr Rechte bei der 
Mitarbeit im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA). Beim 
G-BA planen die Koalitionäre, die Verfahren zu 
beschleunigen, „indem Aufgabenkatalog und die 
Ablaufstrukturen gestrafft werden“, heißt es in dem 
Entwurfspapier. 
(https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/89008/Koalitionsverhandlungen-Acht-Seiten-zu-Gesundheit-und-Pflege)

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/89008/Koalitionsverhandlungen-Acht-Seiten-zu-Gesundheit-und-Pflege
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„Damit medizinische Innovationen schneller in die 
Regelversorgung gelangen, werden wir die Verfahren 
des Gemeinsamen Bundesausschusses beschleunigen, 
indem der Aufgabenkatalog und die Ablaufstrukturen 
gestrafft werden. Über neue Untersuchungs- und 
Behandlungsmethoden soll zukünftig schneller 
entschieden werden. Den Ländern werden künftig in 
den Beratungen zur Bedarfsplanung und zu allen 
Aspekten der Qualitätssicherung die gleichen Rechte 
und Pflichten wie den Patientenvertretern 
eingeräumt.“ (S. 98, Z. 4592-4598)
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Koalitionsvertrag CDU/CSU und SPD
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„Wir werden die Medizinischen Dienste der 
Krankenversicherung stärken, deren Unabhängigkeit 
gewährleisten und für bundesweit einheitliche und 
verbindliche Regelungen bei ihrer Aufgaben-
wahrnehmung Sorge tragen.“
(S. 98, Z. 4588-4590)
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Koalitionsvertrag CDU/CSU und SPD
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Vergleichbare Ziele?

Erhöhung der 
Verkehrssicherheit!?

Neutrale Prüfung!?

https://www.badische-zeitung.de/leserbriefe-loerrach/leserbriefe-
x57p3j5yx--25800543.html
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DÄBL: 09.02.2018: Krankenhausplanung: 
Bundesländer werden aktiver

https://www.aerzteblatt.de/pdf.asp?id=196170

https://www.aerzteblatt.de/bilder/cache/00/00/09/76/img-97679-1024-0.JPG
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Warnung vor Mangelversorgung

https://www.marburger-bund.de/artikel/pressemitteilungen/2018/johna-wir-
wollen-keine-englischen-verhaeltnisse
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https://media.herder.de/downloadarchiv/978-3-451-37508-8_1500p.jpg
http://www.huffingtonpost.de/entry/spahn-
gesundheitsminister_de_5a91d3cde4b01e9e56bc55d5

https://www.tagesspiegel.de/politik/designierter-bundesminister-was-
jens-spahn-als-gesundheitsminister-umsetzen-will/21010798.html
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https://themaderwoche.files.wordpress.com/2013/06/bootinsichtlandinsicht.jpg
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2030

Ein Beispiel: 03.10.1990
Beitritt der DDR zur 
Bundesrepublik

03.10.2030
???
• Persönlich
• Politisch
• Wirtschaftlich
• …

1990

Bis 2030: 4 Mio. 
pflegebedürftige 
Menschen
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für Ihr Interesse!
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